STADT-/MARKT-/GEMEINDEAMT ………….
GZ: ................

V E R P F L I C H T U N G S E R K L Ä R U N G
Herr/ Frau …………………………………….., ist Eigentümer der Liegenschaften am 
GST: ………………….. , EZ: …………..., und auch Bauherr des auf dieser Liegenschaft mit Bescheid vom ………… zu GZ ….. bewilligten ………………….

Gemäß § 38 Abs 2a Stmk BauG sind bei der Fertigstellungsanzeige (bzw. im Rahmen des Benützungsbewilligungsverfahrens) bei Neu- und Zubauten von Gebäuden unter anderem ein digitaler Vermessungsplan oder digitale Vermessungsdaten, die von einem befugten Vermesser erstellt wurden, über die genaue Lage, die Gebäudehöhe sowie die Gesamthöhe des Gebäudes vorzulegen. 
Diese Vorlage entfällt, wenn sich der Bauherr verpflichtet, die auf ihn entfallenden anteiligen Kosten einer von der Gemeinde durchgeführten oder veranlassten Vermessung aller in einem bestimmten Zeitraum errichteten baulichen Anlagen zu übernehmen. 
Die Gemeinde hat den Vermessungsplan bzw. die Vermessungsdaten in weiterer Folge dem Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen digital zu übermitteln.

Das oben bezeichnete Gebäude unterliegt der Einmessverpflichtung gemäß § 38 Abs 2a Stmk. BauG.

In der Stadt-/Markt-/Gemeinde …………………… besteht die Absicht, alle in einem bestimmten Zeitraum errichteten Gebäude vermessen zu lassen. 
Diese Vermessungen sollen jährlich durchgeführt werden. (Siehe Gemeinderatsbeschluss vom ………………... zu GZ ……….…..)

Der Bauherr verpflichtet sich hiermit, die für das oben angeführte Gebäude entfallenden anteiligen Kosten dieser Vermessung zu übernehmen.

Im Gegenzug entfällt damit seine Verpflichtung zur Vorlage eines Vermessungsplans/der Vermessungsdaten.

Sollte die Stadt-/Markt-/Gemeinde ………………………. allerdings beschließen, von der beabsichtigten Beauftragung einer regelmäßigen Vermessung im Sinne § 38 Abs 2a Abstand zu nehmen, wird sie den Bauherrn schriftlich darüber in Kenntnis setzen.
In diesem Fall sind der Baubehörde vom Bauherrn binnen 8 Wochen ein Vermessungsplan oder Vermessungsdaten im Sinne § 38 Abs 2a BauG vorzulegen.
Die sich aus dieser Vereinbarung ergebende Zahlungsverpflichtung geht auf einen allfälligen Rechtsnachfolger im Eigentum der Liegenschaft/des Gebäudes über bzw. verpflichtet sich der Bauherr, diese auf einen allfälligen Rechtsnachfolger im Eigentum der Liegenschaft des Gebäudes überzubinden.
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(Unterschrift Bauherr)
